
Handlungshilfe Klimawandelgerechter Regionalplan - Instrumentensteckbrief

Innovation 1: Erhalt von Retentionsraum – Flexibilisierung 
mit Regel-Ausnahme-Struktur

Bezeichnung Vorranggebiet Hochwasserabfluss und -rückhalt

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist 
zu sorgen,  im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von 
Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

„Dem Schutz kritischer Infrastrukturen ist Rechnung zu tragen.“ 
(§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Sicherung vorhandener Überschwemmungsbereiche als Retentionsraum

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Daten der Wasserwirtschaft (Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG), bisher nicht geschützte, von einem HQ 100 überschwemmte 
Bereiche), eigene Erhebungen

 

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung (Regel)

In den Vorranggebieten Hochwasserabfluss und -rückhalt sind Maßnahmen oder 
Nutzungen ausgeschlossen, die einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen 
bestehenden oder geplanten Maßnahmen und Nutzungen die Überflutung durch 
Hochwasser verstärken oder die Hochwasserrückhaltung oder den Hochwasserab-
fluss negativ beeinträchtigen können.

Festlegung einer Ausnahme 
von der vorstehenden Regel

Für Vorhaben, die aufgrund fachplanerischer Notwendigkeiten zwingend im 
Vorranggebiet Hochwasserabfluss und -rückhaltung errichtet oder geändert 
werden müssen, gilt eine Ausnahme, wenn der verloren gehende Retentionsraum 
umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird und geeignete Objekt-
schutzmaßnahmen ergriffen werden.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/Landschaft, Wasser, Verkehr

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken,  
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Land- und forstwirtschaftliche Nutzung, Siedlung und Verkehr

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
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 Innovation 2: Rückgewinnung von Retentionsraum –
                          Flexibilisierung mit Regel-Ausnahme-Struktur

Bezeichnung Vorranggebiet Freihaltung potenzieller Retentionsflächen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im 
Binnenland ist zu sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rück-
gewinnung von Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 
Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Sicherung vorhandener Überschwemmungsbereiche als Retentionsraum

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Daten der Wasserwirtschaft, eigene Erhebungen

 

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung (Regel)

Die Vorranggebiete Freihaltung potenzieller Retentionsflächen sind für den 
Abfluss und die Retention von Hochwasser zu entwickeln. Sie sind von hochwas-
serempfindlichen oder den Abfluss behindernden Nutzungen, insbesondere von 
zusätzlichen Siedlungsbereichen und Bauflächen, freizuhalten. 

Festlegung einer Ausnahme 
von der vorstehenden Regel

Eine Ausnahme kann zugelassen werden, wenn der durch die Nutzung im 
Flusseinzugsgebiet verloren gehende Retentionsraum umfang-, funktions- und 
zeitgleich ausgeglichen wird.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/Landschaft,  Verkehr, Wasser 

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken,  
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Land- und forstwirtschaftliche Nutzung, Siedlung und Verkehr

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
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Innovation 3: Rückhalt von Niederschlagswasser und 
                          Erosionsvermeidung durch Aufforstung

Bezeichnung Vorranggebiet Rückhalt von Niederschlagswasser und Verhinderung von Erosion

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im 
Binnenland ist zu sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rück-
gewinnung von Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 
Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Verbesserung des Wasserrückhaltes in der Fläche der Einzugsgebiete der Flüsse

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Erosionsgefährdete Böden und Hangneigung, Daten des Bodenschutzes

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

Die Vorranggebiete Rückhalt von Niederschlagswasser und Verhinderung von 
Erosion sind standortgerecht und an den Klimawandel angepasst so aufzuforsten, 
damit Erosion vermieden und der Abfluss von Niederschlagswasser verringert 
wird. Nutzungen, welche dem Rückhalt von Niederschlagswasser entgegenstehen 
oder die Erosion fördern, sind unzulässig.

Planadressat Forstliche Rahmenplanung, Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/
Landschaft, Verkehr und Wasser (mittelbar durch Ausschluss von Nutzungen)

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung natürlicher Kohlenstoffsenken, Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Sicherung landwirtschaftlicher Flächen, Siedlung und Verkehr

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
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Good Practice 1: Erhalt von Retentionsraum – Verknüpfung 
                                mit Natur- und Landschaftsschutz

Bezeichnung Vorranggebiet für den Hochwasserschutz

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist zu 
sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von Auen, 
Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Sicherung vorhandener Überschwemmungsbereiche als Retentionsraum

Landesplanerische 
Vorgaben

Vorranggebiete für Hochwasserschutz sind Gebiete zur Erhaltung der Flussnie-
derungen für den Hochwasserrückhalt und den Hochwasserabfluss sowie zur 
Vermeidung von nachteiligen Veränderungen der Flächennutzung, die die Hoch-
wasserentstehung begünstigen und beschleunigen. Diese Gebiete sind zugleich in 
ihrer bedeutenden Funktion für Natur und Landschaft zu erhalten. 
Vorranggebiete für Hochwasserschutz sind zum Schutz von Leben und Gesund-
heit der Bevölkerung von Neubebauung freizuhalten. 

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Überschwemmungsgebiete, die gemäß §§ 72 ff. WHG in Verbindung mit dem Lan-
desrecht durch die zuständigen Landesbehörden festgesetzt wurden

Planzeichen

 

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

Vorranggebiete für den Hochwasserschutz sind zur Erhaltung der Flussniederun-
gen für den Hochwasserrückhalt und den Hochwasserabfluss sowie zur Vermei-
dung von nachteiligen Veränderungen der Flächennutzung, die die Hochwas-
serentstehung begünstigen und beschleunigen, vorgesehen. Diese Gebiete sind 
zugleich in ihrer bedeutenden Funktion für Natur und Landschaft und als Teil des 
ökologischen Verbundsystems zu erhalten. 

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/Landschaft, Wasser, Verkehr

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Belange von Natur und Landschaft, Sicherung eines Netzes ökolo-
gisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer 
Freiräume, Sicherung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher 
Kohlenstoffsenken, Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Land- und forstwirtschaftliche Nutzung, Siedlung und Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Land Sachsen-Anhalt 2010: Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-
Anhalt. Magdeburg
Regionale Planungsgemeinschaft Altmark 2005: Regionaler Entwicklungsplan für 
die Planungsregion Altmark. Salzwedel



Handlungshilfe Klimawandelgerechter Regionalplan - Instrumentensteckbrief

 
Good Practice 2: Erhaltung und Verbesserung des Wasserrückhalts
                                in Hochwasserentstehungsgebieten

Bezeichnung Gebiet zur Erhaltung und Verbesserung des Wasserrückhalts

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist zu 
sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von Auen, 
Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Verbesserung des Wasserrückhaltes in der Fläche der Einzugsgebiete der Flüsse

Landesplanerische 
Vorgaben

In den Regionalplänen sind Gebiete, die auf Grund potenziell starker Oberflä-
chenabflüsse eine Erhaltung und Verbesserung der Wasserrückhaltung besonders 
erfordern, als „Bereiche der Landschaft mit besonderen Nutzungsanforderungen“ 
festzulegen. Diese Festlegung ist durch weitere Festlegungen, die auch der Was-
serrückhaltung dienen, wie Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Waldmehrung, zum 
Schutz des vorhandenen Waldes oder Arten- und Biotopschutz sowie regionale 
Grünzüge, zu ergänzen.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Fachbeitrag Naturschutz und Landschaftspflege zum Landschaftsrahmenplan 
Region Westsachsen / Gebiete mit sehr geringem Wasserrückhaltevermögen

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

In den „Gebieten zur Erhaltung und Verbesserung des Wasserrückhalts“ sind 
Beeinträchtigungen des Wasserrückhaltevermögens durch großflächige Bo-
denversiegelungen, die Beseitigung abflussdämmender Vegetationsbestände, 
nutzungsbedingte Bodenverdichtungen und Verringerung des natürlichen 
Retentionsraums der Fließgewässer zu vermeiden oder zu unterlassen. Nutzungen 
und Maßnahmen, die eine Erhöhung des Wasserrückhaltevermögens in diesen 
Gebieten begünstigen, sind zu befördern.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanungen: Forstliche Rahmenplanung, Natur/
Landschaft, Verkehr, Wasser

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung natürlicher Kohlenstoffsenken, Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Landwirtschaftliche Nutzung, Siedlung und Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin 
Sächsisches Staatsministerium des Innern 2013: Landesentwicklungsplan Sachsen. 
Dresden
Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen 2015: Regionalplan Leipzig-
Westsachsen 2017: Vorentwurf. Leipzig
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Innovation 1: Verringerung von Schadenspotenzialen in 
                          deichgeschützten Bereichen mit hohen 
                          Überschwemmungstiefen

Bezeichnung Vorranggebiet Anpassung an Überschwemmungen mit einem hohen 
Gefahrenpotenzial

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im 
Binnenland ist zu sorgen,  im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rück-
gewinnung von Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 
Satz 5 ROG)

„Dem Schutz kritischer Infrastrukturen ist Rechnung zu tragen.“ 
(§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Risikovorsorge in potenziellen Überflutungsbereichen

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Hochwassergefahrenkarten (HWRM-RL), dokumentierte historische Hochwasse-
rereignisse, Daten der Wasserwirtschaft und eigene Erhebungen / Wasserstand > 2 
m, spezifischer Abfluss > 2 m²/s

 

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

In den Vorranggebieten Anpassung an Überschwemmungen mit einem hohen 
Gefahrenpotenzial sind nur Bauleitplanungen zulässig, die der Erhaltung, der 
Erneuerung, der Anpassung oder dem Umbau vorhandener Ortsteile dienen. 
Bauleitpläne und Fachpläne haben eine an die bei Extremhochwasser mögliche 
Wassertiefe und Fließgeschwindigkeit angepasste Bauweise vorzuschreiben. 
Die Errichtung oder der Ausbau kritischer Infrastrukturen und von Störfallbetrie-
ben ist in Vorranggebieten Anpassung an Überschwemmungen mit einem hohen 
Gefahrenpotenzial ausgeschlossen.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/Landschaft, Wasser, Verkehr

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
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Innovation 2: Verringerung von Schadenspotenzialen in 
                          deichgeschützten Bereichen

Bezeichnung Vorranggebiet Anpassung an Überschwemmungen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im 
Binnenland ist zu sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rück-
gewinnung von Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 
Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Risikovorsorge in potenziellen Überflutungsbereichen

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Hochwassergefahrenkarten (HWRM-RL), dokumentierte historische Hochwasser-
ereignisse, Daten der Wasserwirtschaft und eigene Erhebungen / Wasserstand <  
2 m, spezifischer Abfluss < 2 m²/s

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

In den Vorranggebieten Anpassung an Überschwemmungen hat eine dem Hoch-
wasserrisiko angepasste Nutzung zu erfolgen. Bei neuer Bebauung sind geeignete 
bautechnische Maßnahmen zur Vermeidung des Eintrags wassergefährdender 
Stoffe im Überschwemmungsfall vorzusehen. Bei der Sanierung bestehender Be-
bauung sind geeignete bautechnische Maßnahmen zur Vermeidung des Eintrags 
wassergefährdender Stoffe im Überschwemmungsfall zu berücksichtigen.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
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Good Practice 1: Hochwasserangepasste Bestandsentwicklung in
                                deichgeschützten Bereichen

Bezeichnung Vorranggebiet vorbeugender Hochwasserschutz (Risikovorsorge)

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist 
zu sorgen,  im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von 
Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Risikovorsorge in potenziellen Überflutungsbereichen

Landesplanerische 
Vorgaben

In den Regionalplänen sind Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für den vorbeugen-
den Hochwasserschutz für Risikobereiche in potenziellen Überflutungsbereichen, 
die bei Versagen bestehender Hochwasserschutzeinrichtungen oder Extremhoch-
wasser überschwemmt werden können, zur Minimierung möglicher Schäden 
(Hochwasservorsorge) sowie Art und Umfang der Nutzungen in diesen Gebieten 
festzulegen. Durch diese Festlegungen ist die Umsetzung der Hochwasserrisiko-
managementpläne zu unterstützen.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Gefahrenhinweiskarte, Hochwasserschutzkonzepte, Hochwasserrisikomanage-
mentpläne / Besiedelte und unbesiedelte Flächen, die bei einem Extremhoch-
wasser Überflutungstiefen von mehr als 2 m beziehungsweise einen spezifischen 
Abfluss von mehr als 2 m²/s aufweisen.

Planzeichen
 

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

In den Vorranggebieten vorbeugender Hochwasserschutz (Risikovorsorge) sind 
nur Bauleitplanungen zulässig, die der Erhaltung, der Erneuerung, der Anpassung 
oder dem Umbau von vorhandenen Ortsteilen dienen. Dabei sind hochwasseran-
gepasste Maßnahmen vorzusehen.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin 
Sächsische Staatsregierung 2013: Landesentwicklungsplan Sachsen 2013. Dresden
Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen 2015: Regionalplan Leipzig-
Westsachsen 2017: Vorentwurf. Leipzig
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Good Practice 2: Hochwasserangepasste neue Bebauung in  
                                deichgeschützten Bereichen 

Bezeichnung Vorranggebiet vorbeugender Hochwasserschutz 

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist 
zu sorgen,  im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von 
Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Risikovorsorge in potenziellen Überflutungsbereichen

Landesplanerische 
Vorgaben

In den Regionalplänen sind Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für den vorbeugen-
den Hochwasserschutz für Risikobereiche in potenziellen Überflutungsbereichen, 
die bei Versagen bestehender Hochwasserschutzeinrichtungen oder Extremhoch-
wasser überschwemmt werden können, zur Minimierung möglicher Schäden 
(Hochwasservorsorge) sowie Art und Umfang der Nutzungen in diesen Gebieten 
festzulegen. Durch diese Festlegungen ist die Umsetzung der Hochwasserrisiko-
managementpläne zu unterstützen.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Gefahrenhinweiskarte des Freistaates Sachsen / Bereiche, in denen bei einem
Extremhochwasser die Wassertiefe 2 m beziehungsweise der spezifische Wasserab-
fluss 2 m²/s überschreitet

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung (Im Regionalplanentwurf Oberes 
Elbtal/Osterzgebirge wird voraussichtlich eine grundlegend geänderte Herange-
hensweise an den Umgang mit Schadenspotenzialen zum Tragen kommen)

In Vorranggebieten zur Anpassung an Hochwasser dürfen neue Baugebiete nur 
dann ausgewiesen werden, wenn in ihnen eine an die bei Extremhochwasser mög-
liche Wassertiefe und Fließgeschwindigkeit angepasste Bauweise vorgeschrieben 
wird.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin 
Sächsische Staatsregierung 2013: Landesentwicklungsplan Sachsen 2013. Dresden
Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge 2015: Regionalplan 
Oberes Elbtal/Osterzgebirge 2. Gesamtfortschreibung: Vorentwurf. Radebeul



Handlungshilfe Klimawandelgerechter Regionalplan - Instrumentensteckbrief

Good Practice 3: Berücksichtigung von Schadenspotenzialen in
                                deichgeschützten Bereichen

Bezeichnung Vorbehaltsgebiet Anpassung an Hochwasser

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist zu 
sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von Auen, 
Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Risikovorsorge in potenziellen Überflutungsbereichen

Landesplanerische 
Vorgaben

In den Regionalplänen sind Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für den vorbeugen-
den Hochwasserschutz für Risikobereiche in potenziellen Überflutungsbereichen, 
die bei Versagen bestehender Hochwasserschutzeinrichtungen oder Extremhoch-
wasser überschwemmt werden können, zur Minimierung möglicher Schäden 
(Hochwasservorsorge) sowie Art und Umfang der Nutzungen in diesen Gebieten 
festzulegen. Durch diese Festlegungen ist die Umsetzung der Hochwasserrisiko-
managementpläne zu unterstützen.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Gefahrenhinweiskarte des Freistaates Sachsen / Gebiete, die bei Extremhochwasser 
überschwemmt werden können, in denen die Wassertiefe 2 m beziehungsweise 
der spezifische Wasserabfluss 2 m²/s unterschreitet

Planzeichen Textliche Festlegung zum Grundsatz der Raumordnung

In den Vorbehaltsgebieten zur Anpassung an Hochwasser sollen, sofern aufgrund 
der Flächenverfügbarkeit in einer Kommune keine alternativen Standorte möglich 
sind, neue Baugebiete so errichtet werden, dass Schäden bei Extremhochwasser 
minimiert werden.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin 
Sächsische Staatsregierung 2013: Landesentwicklungsplan Sachsen 2013. Dresden
Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge 2015: Regionalplan 
Oberes Elbtal/Osterzgebirge 2. Gesamtfortschreibung: Vorentwurf. Radebeul



Handlungshilfe Klimawandelgerechter Regionalplan - Instrumentensteckbrief

Good Practice 4: Ausschluss neuer Schadenspotenziale in 
                               deichgeschützten Bereichen – Flexibilisierung 
                               mit Regel-Ausnahme-Struktur

Bezeichnung Vorranggebiet für vorbeugenden Hochwasserschutz

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist zu 
sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von Auen, 
Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Risikovorsorge in potenziellen Überflutungsbereichen

Landesplanerische 
Vorgaben

In überschwemmungsgefährdeten Bereichen sowie in überflutungsgefährdeten 
Bereichen hinter Schutzeinrichtungen ist auf eine Verringerung der Schadenspo-
tenziale hinzuwirken.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Wasserwirtschaftliche Fachgutachten / Prognostizierte Wasserstände höher als
3 m mit einer Bemessungsgrundlage von einem extremen Hochwasserereignis
HQ 200 + 0,5 m.

Planzeichen

 

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung (Regel)

In der Karte sind „Vorranggebiete für vorbeugenden Hochwasserschutz“ dar-
gestellt. Sie dienen neben der Sicherung der Überschwemmungsgebiete der 
Gewässer und der Retentionsräume der Sicherung des Hochwasserabflusses 
beziehungsweise dem Freihalten stark überflutungsgefährdeter Bereiche hinter 
Schutzeinrichtungen. In ihnen sind Planungen und Maßnahmen, die die Funktion 
als Hochwasserabfluss- oder Retentionsraum beeinträchtigen beziehungsweise 
den Oberflächenabfluss erhöhen/beschleunigen (zum Beispiel Bebauung/Versie-
gelung und Aufschüttungen), unzulässig.

Festlegung einer Ausnahme 
von der vorstehenden Regel

Eine ausnahmsweise Inanspruchnahme durch raumbedeutsame Planungen ist 
nur aus überwiegenden Gründen des Allgemeinwohls möglich.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Verkehr, Wasser

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 2000: 
Landesentwicklungsplan Hessen 2000. Wiesbaden
Regierungspräsidium Darmstadt 2010: Regionalplan Südhessen / Regionaler Flä-
chennutzungsplan 2010. Darmstadt



Handlungshilfe Klimawandelgerechter Regionalplan - Instrumentensteckbrief

Innovation 1: Verhinderung zusätzlicher Schadenspotenziale in
                          deichgeschützten Bereichen 

Bezeichnung Vorranggebiet Anpassung an Überschwemmungen mit einem hohen 
Gefahrenpotenzial

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im 
Binnenland ist zu sorgen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Ergänzende Risikominimierung in sturmflutgeschützten Küstengebieten

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Hochwassergefahrenkarten (HWRM-RL), Daten der Wasserwirtschaft und eigene 
Erhebungen / Wasserstandshöhe > 2 m, spezifischer Abfluss > 2 m²/s bei einem 
Ausfall der Schutzeinrichtungen

 

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

In den Vorranggebieten Anpassung an Überschwemmungen mit einem hohen 
Gefahrenpotenzial sind nur Bauleitplanungen zulässig, die der Erhaltung, der 
Erneuerung, der Anpassung oder dem Umbau vorhandener Ortsteile dienen. Die 
Bauleitpläne haben eine an die bei Extremhochwasser mögliche Wassertiefe und 
Fließgeschwindigkeit angepasste Bauweise vorzuschreiben. Erweiterungen und 
Nachverdichtung bestehender Siedlungsbereiche sind ausgeschlossen.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Ressourcenschutz

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin



Handlungshilfe Klimawandelgerechter Regionalplan - Instrumentensteckbrief

Innovation 2: Standortsicherung kritischer Infrastrukturen in 
                          deichgeschützten Bereichen – Flexibilisierung 
                          mit Regel-Ausnahme-Struktur

Bezeichnung Vorranggebiet Anpassung an Überschwemmungen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist zu 
sorgen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG) 

„Dem Schutz kritischer Infrastrukturen ist Rechnung zu tragen.“ 
(§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Ergänzende Risikominimierung in sturmflutgeschützten Küstengebieten

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Hochwasserrisikomanagementkarten, Daten der Wasserwirtschaft, eigene Erhe-
bungen

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung (Regel)

Die Errichtung oder der Ausbau kritischer Infrastrukturen und von Störfallbetrie-
ben ist in Vorranggebieten Anpassung an Überschwemmungen ausgeschlossen.

Festlegung einer Ausnahme 
von der vorstehenden Regel

Eine Ausnahe ist zuzulassen, wenn Planungen und Maßnahmen der kritischen 
Infrastruktur zwingend notwendig sind und wenn geeignete Objektschutzmaß-
nahmen ergriffen werden.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

-

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr, Fachplanungen mit Bezug zu kritischen Infrastrukturen

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin



Handlungshilfe Klimawandelgerechter Regionalplan - Instrumentensteckbrief

Innovation 3: Verringerung von Schadenspotenzial in
                          deichgeschützten Bereichen 

Bezeichnung Vorranggebiet Anpassung an Überschwemmungen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist zu 
sorgen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Ergänzende Risikominimierung in sturmflutgeschützten Küstengebieten

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Hochwassergefahrenkarten (HWRM-RL), Daten der Wasserwirtschaft, eigene Er-
hebungen / Wasserstandshöhe < 2 m bei einem Ausfall von Schutzeinrichtungen

 
Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

In den Vorranggebieten Anpassung an Überschwemmungen hat eine dem Hoch-
wasserrisiko angepasste Nutzung zu erfolgen. Bei neuer Bebauung sind geeignete 
bautechnische Maßnahmen zur Vermeidung des Eintrags wassergefährdender 
Stoffe im Überschwemmungsfall vorzusehen. Bei der Sanierung bestehender Be-
bauung sind geeignete bautechnische Maßnahmen zur Vermeidung des Eintrags 
wassergefährdender Stoffe im Überschwemmungsfall zu berücksichtigen.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Ressourcenschutz

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin



Handlungshilfe Klimawandelgerechter Regionalplan - Instrumentensteckbrief
Handlungsfeld er der Klimaanpassung

Innovation 1: Sicherung von Flächen für den Kaltlufttransport 

Bezeichnung Vorranggebiet Kaltlufttransport

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ 
(§2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Augleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen/ 
Abgrenzungskriterien

Regionale Klimamodellierung, eigene Erhebungen

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

Die Funktionsfähigkeit der Vorranggebiete Kaltlufttransport ist zu erhalten und zu 
verbessern. Planungen und Maßnahmen, die abriegelnde Wirkungen haben oder 
Luftschadstoffe emittieren, sowie Aufforstungen im unmittelbaren Abflusskanal 
sind mit dem Vorranggebiet unvereinbar.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Forstliche Rahmenplanung, Immissi-
onsschutz, Natur/Landschaft, Verkehr 

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung eines Netzes 
ökologisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Aufforstung, Hochwasserschultz durch Dämme, Lärmschutz durch Dämme, Sied-
lung und Verkehr

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin



Handlungshilfe Klimawandelgerechter Regionalplan - Instrumentensteckbrief

Good Practice 1: Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen 

Bezeichnung Vorbehaltsgebiete für besondere Klimafunktionen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ 
(§2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Ausgleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

Wo aus regionalplanerischer Sicht aus klimatischen oder landespflegerischen 
Gründen Flächen großräumig von Bebauung oder der Entstehung von Wald 
freizuhalten sind, sind diese insbesondere als Bereiche für besondere Klimafunkti-
onen auszuweisen.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Klimafunktionskarte und Klimabewertungskarte Hessen

Planzeichen Textliche Festlegung zum Grundsatz der Raumordnung

In den Vorbehaltsgebieten für besondere Klimafunktionen sollen die Kalt- und 
Frischluftentstehung sowie der Kalt- und Frischluftabfluss gesichert und, soweit 
erforderlich, wiederhergestellt werden. Diese Gebiete sollen von Bebauung und 
anderen Maßnahmen, die die Produktion und den Transport frischer und kühler 
Luft behindern können, freigehalten werden. Planungen und Maßnahmen in die-
sen Gebieten, die die Durchlüftung von klimatisch bzw. lufthygienisch belasteten 
Ortslagen verschlechtern können, sollen vermieden werden.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Forstliche Rahmenplanung, Immissi-
onsschutz, Natur/Landschaft, Verkehr 

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung natürlicher 
Kohlenstoffsenken, Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Aufforstung, Hochwasserschutz durch Dämme, Lärmschutz durch Dämme, Sied-
lung und Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 2000: 
Landesentwicklungsplan Hessen 2000. Wiesbaden
Regierungspräsidium Gießen 2010: Regionalplan Mittelhessen 2010. Gießen



Handlungshilfe Klimawandelgerechter Regionalplan - Instrumentensteckbrief

Good Practice 2: Sicherung von Flächen für die Kaltluftentstehung 

Bezeichnung Regional bedeutsame Kaltluftentstehungsgebiete

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ 
(§2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Ausgleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

Siedlungsklimatisch bedeutsame Bereiche sind in ihrer Funktionsfähigkeit (Größe, 
Durchlässigkeit, Qualität der Vegetationsstrukturen) zu sichern und zu entwickeln 
und von Neubebauung beziehungsweise Versiegelung sowie schädlichen und 
störenden Emissionen freizuhalten. Dazu sind in den Regionalplänen siedlungsre-
levante Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete sowie Frisch- und Kaltluftbahnen 
festzulegen.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Fachbeitrag Naturschutz und Landschaftspflege / Kaltluftabflussbahnen mit Zu-
ordnung zu klimatischen Wirkungsräumen

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

Die Funktionsfähigkeit der „Regional bedeutsamen Frischluftentstehungsgebiete“, 
der „Regional bedeutsamen Kaltluftentstehungsgebiete“ (…) ist zu erhalten oder 
zu verbessern. Dazu sind „Regional bedeutsame Kaltluftentstehungsgebiete“ von 
großflächigen Versiegelungen, abriegelnden Be- und Verbauungen sowie von 
luftschadstoffemittierenden Anlagen freizuhalten und ggf. durch Erhöhung des 
Waldanteils aufzuwerten. Im Rahmen der Bauleitplanung sind die räumlichen Vo-
raussetzungen für den Erhalt und die Schaffung klimatisch wirksamer Freiräume 
sowie den Luftaustausch zu schaffen. Dazu soll der Übergang der siedlungsklima-
tisch bedeutsamen Bereiche in das Siedlungsgefüge so berücksichtigt werden, dass 
ihr Wirkbereich möglichst tief in die Siedlung hineinreicht.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Forstliche Rahmenplanung, Immissi-
onsschutz, Natur/Landschaft, Verkehr 

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung eines Netzes 
ökologisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen, Waldmehrung

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Hochwasserschutz durch Dämme, Lärmschutz durch Dämme, Siedlung und 
Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Sächsische Staatsregierung 2013: Landesentwicklungsplan Sachsen 2013. Dresden
Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen 2015: Regionalplan Leipzig-
Westsachsen 2017: Vorentwurf. Leipzig
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Good Practice 3: Sicherung von Flächen für die Frischluftentstehung 

Bezeichnung Regional bedeutsame Frischluftentstehungsgebiete

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ 
(§2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Ausgleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

Siedlungsklimatisch bedeutsame Bereiche sind in ihrer Funktionsfähigkeit (Größe, 
Durchlässigkeit, Qualität der Vegetationsstrukturen) zu sichern und zu entwickeln 
und von Neubebauung beziehungsweise Versiegelung sowie schädlichen und 
störenden Emissionen freizuhalten. Dazu sind in den Regionalplänen siedlungsre-
levante Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete sowie Frisch- und Kaltluftbahnen 
festzulegen.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Fachbeitrag Naturschutz und Landschaftspflege / Frischluftentstehungsgebiete 
mit Zuordnung zu klimatischen Wirkungsräumen

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

Die Funktionsfähigkeit der „Regional bedeutsamen Frischluftentstehungsgebiete“, 
der „Regional bedeutsamen Kaltluftentstehungsgebiete“ (…) ist zu erhalten oder 
zu verbessern. Dazu sind „Regional bedeutsame Frischluftentstehungsgebiete“ vor 
schwerwiegenden Eingriffen zu schützen, ggf. durch Waldmehrung in ihrer Wirk-
samkeit zu unterstützen und wenn erforderlich durch geeignete Maßnahmen des 
Waldumbaus nachhaltig zu stabilisieren. Im Rahmen der Bauleitplanung sind die 
räumlichen Voraussetzungen für den Erhalt und die Schaffung klimatisch wirksa-
mer Freiräume sowie den Luftaustausch zu schaffen. Dazu soll der Übergang der 
siedlungsklimatisch bedeutsamen Bereiche in das Siedlungsgefüge so berücksich-
tigt werden, dass ihr Wirkbereich möglichst tief in die Siedlung hineinreicht.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Forstliche Rahmenplanung, Immissi-
onsschutz, Natur/Landschaft, Verkehr 

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung eines Netzes 
ökologisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen, Waldmehrung

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Hochwasserschutz durch Dämme, Lärmschutz durch Dämme, Siedlung und 
Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Sächsische Staatsregierung 2013: Landesentwicklungsplan Sachsen 2013. Dresden
Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen 2015: Regionalplan Leipzig-
Westsachsen 2017: Vorentwurf. Leipzig
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Good Practice 4: Sicherung von Flächen für den Kaltlufttransport  

Bezeichnung Regional bedeutsame Kaltluftabflussbahnen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ 
(§2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Ausgleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

Siedlungsklimatisch bedeutsame Bereiche sind in ihrer Funktionsfähigkeit (Größe, 
Durchlässigkeit, Qualität der Vegetationsstrukturen) zu sichern und zu entwickeln 
und von Neubebauung beziehungsweise Versiegelung sowie schädlichen und 
störenden Emissionen freizuhalten. Dazu sind in den Regionalplänen siedlungsre-
levante Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete sowie Frisch- und Kaltluftbahnen 
festzulegen.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Fachbeitrag Naturschutz und Landschaftspflege / Kaltluftabflussbahnen mit Zu-
ordnung zu klimatischen Wirkungsräumen.

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

Die Funktionsfähigkeit (…) der „Regional bedeutsamen Frischluftabflussbahnen“ 
sowie der „Regional bedeutsamen Kaltluftabflussbahnen“ ist zu erhalten oder zu 
verbessern. Dazu sind „Regional bedeutsame Frischluftabflussbahnen“ und „Regi-
onal bedeutsame Kaltluftabflussbahnen“ von abriegelnden Be- und Verbauungen 
sowie von luftschadstoffemittierenden Anlagen und Aufforstungen im unmittel-
baren Abflusskanal freizuhalten. Im Rahmen der Bauleitplanung sind die räum-
lichen Voraussetzungen für den Erhalt und die Schaffung klimatisch wirksamer 
Freiräume sowie den Luftaustausch zu schaffen.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Forstliche Rahmenplanung, Immissi-
onsschutz, Natur/Landschaft, Verkehr

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung eines Netzes 
ökologisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen, Waldmehrung

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Hochwasserschutz durch Dämme, Lärmschutz durch Dämme, Siedlung und 
Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Sächsische Staatsregierung 2013: Landesentwicklungsplan Sachsen 2013. Dresden
Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen 2015: Regionalplan Leipzig-
Westsachsen 2017: Vorentwurf. Leipzig
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Good Practice 5: Sicherung von Flächen für den Frischlufttransport 

Bezeichnung Regional bedeutsame Frischluftabflussbahnen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ 
(§2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Ausgleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

Siedlungsklimatisch bedeutsame Bereiche sind in ihrer Funktionsfähigkeit (Größe, 
Durchlässigkeit, Qualität der Vegetationsstrukturen) zu sichern und zu entwickeln 
und von Neubebauung beziehungsweise Versiegelung sowie schädlichen und 
störenden Emissionen freizuhalten. Dazu sind in den Regionalplänen siedlungsre-
levante Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete sowie Frisch- und Kaltluftbahnen 
festzulegen. 

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Fachbeitrag Naturschutz und Landschaftspflege / Frischluftschneisen mit Zuord-
nung zu klimatischen Wirkungsräumen

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

Die Funktionsfähigkeit (…) der „Regional bedeutsamen Frischluftabflussbahnen“ 
sowie der „Regional bedeutsamen Kaltluftabflussbahnen“ ist zu erhalten oder zu 
verbessern. Dazu sind „Regional bedeutsame Frischluftabflussbahnen“ und „Regi-
onal bedeutsame Kaltluftabflussbahnen“ von abriegelnden Be- und Verbauungen 
sowie von luftschadstoffemittierenden Anlagen und Aufforstungen im unmittel-
baren Abflusskanal freizuhalten. Im Rahmen der Bauleitplanung sind die räum-
lichen Voraussetzungen für den Erhalt und die Schaffung klimatisch wirksamer 
Freiräume sowie den Luftaustausch zu schaffen.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Forstliche Rahmenplanung, Immissi-
onsschutz, Natur/Landschaft, Verkehr

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung eines Netzes 
ökologisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen, Waldmehrung

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Hochwasserschutz durch Dämme, Lärmschutz durch Dämme, Siedlung und 
Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Sächsische Staatsregierung 2013: Landesentwicklungsplan Sachsen 2013. Dresden
Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen 2015: Regionalplan Leipzig-
Westsachsen 2017: Vorentwurf. Leipzig



Handlungshilfe Klimawandelgerechter Regionalplan - Instrumentensteckbrief

Good Practice 1: Verhinderung der Grundwasser- und 
                                Gewässerbeeinträchtigung 

Bezeichnung Bereiche mit Grundwasser- und Gewässerschutzfunktionen (BGG)

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, sowohl 
durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die 
der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Wasserhaus-
halts […] zu entwickeln, zu sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemes-
sen, wiederherzustellen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

„Grundwasservorkommen sind zu schützen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 2 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Verstärkte Sicherung von Wasserressourcen

Landesplanerische 
Vorgaben

Grundwasservorkommen und Oberflächengewässer, die für die öffentliche Wasser-
versorgung genutzt werden oder für eine künftige Nutzung erhalten werden sollen, 
sind so zu schützen und zu entwickeln, dass die Wassergewinnung und Versorgung 
der Bevölkerung mit einwandfreiem Trinkwasser dauerhaft gesichert werden kann. 
Sie sind in ihren für die Trinkwassergewinnung besonders zu schützenden Bereichen 
und Abschnitten in den Regionalplänen als Bereiche für den Grundwasserschutz 
und Gewässerschutz festzulegen und für ihre wasserwirtschaftlichen Funktionen zu 
sichern. 

Datengrundlagen/
Abgrenzungskriterien

Festgesetzte und geplante Schutzgebiete für Grundwasser und Trinkwasser- 
talsperren

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

Die zeichnerisch dargestellten BGG sind auf Dauer vor allen Nutzungen zu bewah-
ren, die zu Beeinträchtigungen oder Gefährdungen der Gewässer (Grundwasser und 
oberirdische Gewässer) und damit ihrer Nutzbarkeit für die öffentliche Wasserversor-
gung führen können. Bei Nutzungskonflikten ist den Erfordernissen des Gewässer-
schutzes Vorrang einzuräumen. Die auf der Basis von festgesetzten Schutzgebieten 
für Grundwasser und für Trinkwassertalsperren dargestellten BGG sind vor störender 
anderweitiger Inanspruchnahme zu schützen. Beide sind von solchen Nutzungen 
freizuhalten, die dem Planungsziel entgegenstehen. Die auf der Basis von geplanten 
Schutzgebieten für Grundwasser und Trinkwassertalsperren dargestellten BGG (s. 
BGG-Tabelle) sollen vor störender anderweitiger Inanspruchnahme geschützt und 
von solchen Nutzungen freigehalten werden, die dem Planungsziel entgegenstehen. 

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Forstliche Rahmenplanung, Natur/Land-
schaft, Verkehr, Ver- und Entsorgung, Wasser

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für Wasserrückhalt, Sicherung eines Netzes ökolo-
gisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung 
natürlicher Kohlenstoffsenken

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr, Ver- und Entsorgung
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Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, Um-
laufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin 
Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfahlen 2013: LEP NRW. Landesentwick-
lungsplan Nordrhein-Westfalen. Entwurf Juni 2013. Düsseldorf
Bezirksregierung Köln – Regionalplanungsbehörde 2009: Regionalplan für den Regie-
rungsbezirk Köln – Teilabschnitt Köln. Köln
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Good Practice 2: Verhinderung der Grundwasserbeeinträchtigung 

Bezeichnung Bereiche mit Grundwasser- und Gewässerschutzfunktionen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Wasserhaus-
halts […] zu entwickeln, zu sichern oder, soweit erforderlich, möglich und ange-
messen, wiederherzustellen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

„Grundwasservorkommen sind zu schützen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 2 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Verstärkte Sicherung von Wasserressourcen

Landesplanerische 
Vorgaben

Grundwasservorkommen und Oberflächengewässer, die für die öffentliche Was-
serversorgung genutzt werden oder für eine künftige Nutzung erhalten werden 
sollen, sind so zu schützen und zu entwickeln, dass die Wassergewinnung und 
Versorgung der Bevölkerung mit einwandfreiem Trinkwasser dauerhaft gesi-
chert werden kann. Sie sind in ihren für die Trinkwassergewinnung besonders zu 
schützenden Bereichen und Abschnitten in den Regionalplänen als Bereiche für 
den Grundwasserschutz und Gewässerschutz festzulegen und für ihre wasserwirt-
schaftlichen Funktionen zu sichern. 

Datengrundlagen/
Abgrenzungskriterien

Näheres Einzugsgebiet der Wasserschutzzone I-III A, weiteres Einzugsgebiet der 
Wasserschutzzone III B

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

In den Bereichen für den Grundwasser- und Gewässerschutz sind alle raumbe-
deutsamen Planungen und Maßnahmen ausgeschlossen, die eine Nutzung der 
Grundwasservorkommen für die öffentliche Trinkwasserversorgung nach Menge 
und Güte beeinträchtigen oder gefährden können. Nutzungen, die standörtlich 
den sonstigen zeichnerischen Darstellungen des Regionalplans entsprechen 
sowie bestehende verbindliche Bauleitpläne und Baurechte bleiben unberührt. 
In den dargestellten Bereichen für den Grundwasser- und Gewässerschutz soll 
die Ausweisung von Bauflächen im Rahmen der Bauleitplanung so erfolgen, 
dass die Grundwasserneubildung soweit wie möglich gewährleistet bleibt und 
Beeinträchtigungen und Gefährdungen der Grundwasservorkommen durch die 
Umsetzung des wasserwirtschaftlichen Vorsorgegrundsatzes in der verbindlichen 
Bauleitplanung weitgehend ausgeschlossen werden. Die über die dargestellten 
Bereiche für den Grundwasser- und Gewässerschutz hinausgehenden erweiterten 
Einzugsbereiche der öffentlichen Trinkwassergewinnung gemäß Beikarte 4G – 
Wasserwirtschaft – haben die Wirkung von Vorbehaltsgebieten. Bei allen raum-
bedeutsamen Planungen und Maßnahmen in den erweiterten Einzugsbereichen 
sollen der Grundwasser- und Gewässerschutz und die Grundwasserneubildung 
berücksichtigt werden. Hier sollen keine Abfallverbrennungsanlagen, Deponien 
und Abgrabungen zugelassen werden. Bei der Bauleitplanung soll dort dem was-
serwirtschaftlichen Vorsorgegrundsatz Rechnung getragen werden.
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Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/Landschaft, Verkehr, Ver- und 
Entsorgung, Wasser

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung eines Netzes 
ökologisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung klimatischer Ausgleichsflächen, 
Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr, Ver- und Entsorgung

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin 
Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfahlen 2013: LEP NRW. Landesentwick-
lungsplan Nordrhein-Westfalen. Entwurf Juni 2013. Düsseldorf
Bezirksregierung Düsseldorf 2014: Regionalplan Düsseldorf, Entwurf, Stand April 
2014. Düsseldorf
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Good Practice 3: Schutz ober- und unterirdischer Wasservorkommen

Bezeichnung Vorbehaltsgebiet zur Sicherung von Wasservorkommen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Wasserhaus-
halts […] zu entwickeln, zu sichern oder, soweit erforderlich, möglich und ange-
messen, wiederherzustellen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

„Grundwasservorkommen sind zu schützen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 2 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Verstärkte Sicherung von Wasserressourcen

Landesplanerische 
Vorgaben

In allen Teilräumen des Landes ist eine ausreichende Versorgung mit Trink- und 
Nutzwasser sicherzustellen. Nutzungswürdige Vorkommen sind planerisch zu 
sichern und sparsam zu bewirtschaften, Trinkwassereinzugsgebiete großräumig 
zu schützen und für die Versorgung geeignete ortsnahe Vorkommen vorrangig zu 
nutzen. Zur langfristigen Sicherung der Wasserversorgung sind in den Regional-
plänen im erforderlichen Umfang Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen 
auszuweisen.

Datengrundlagen/
Abgrenzungskriterien

Hydrogeologisch abgegrenzte, bisher noch nicht verbindlich als Wasserschutzge-
biete festgelegte örtliche Wasservorkommen, aufgehobene Wasserschutzgebiete

Planzeichen Textliche Festlegung zum Grundsatz der Raumordnung

Die in der Raumnutzungskarte festgelegten „Vorbehaltsgebiete zur Sicherung von 
Wasservorkommen“ sollen gegen zeitweilige oder dauernde Beeinträchtigungen 
oder Gefährdungen hinsichtlich der Wassergüte und der Wassermenge gesichert 
werden. Sollen innerhalb eines Vorbehaltsgebietes zur Sicherung von Wasservor-
kommen neue Siedlungsflächen, Infrastrukturanlagen oder Rohstoffabbaustätten 
geschaffen werden, so ist durch ein entsprechendes Fachgutachten nachzuweisen, 
dass durch den geplanten Eingriff keine zeitweilige oder dauernde Beeinträchti-
gung des Wasservorkommens in qualitativer oder quantitativer Hinsicht erfolgt, 
und geeignete Verminderungs-, Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen aufge-
zeigt werden.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/Landschaft,  Verkehr, Ver- und 
Entsorgung, Wasser

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung eines Netzes 
ökologisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung klimatischer Ausgleichsflächen, 
Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr, Ver- und Entsorgung

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg 2002: Landesentwicklungsplan 2002 
– Baden-Württemberg – LEP 2002. Stuttgart
Verband Region Stuttgart 2009: Regionalplan. Stuttgart
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Good Practice 1: Schutz und Entwicklung von Freiräumen durch 
                                Regionale Grünzüge und Grünzäsuren 

Bezeichnung Vorrangausweisung für regionale Grünzüge beziehungsweise Vorrangausweisung 
für Grünzäsuren

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„[...] es ist ein großräumig übergreifendes, ökologisch wirksames Freiraumver-
bundsystem zu schaffen.“ (§2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 5 ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ 
(§2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Ausgleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

Die landesweit bedeutsamen Bereiche für den Freiraumschutz sind durch die Re-
gionalplanung mit Vorrangausweisungen für regionale Grünzüge beziehungswei-
se Vorrang- und Vorbehaltsausweisungen für Grünzäsuren und Siedlungszäsuren 
zu konkretisieren und zu sichern.

Datengrundlagen/ 
Abgrenzungskriterien

Grundlagendaten zum Siedlungsklima

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel/Grundsatz (2. Absatz) der Raumordnung

In den regionalen Grünzügen und Grünzäsuren dürfen nur Vorhaben zugelas-
sen werden, die die Funktionen des Regionalen Grünzuges beziehungsweise der 
Grünzäsuren nicht beeinträchtigen oder unvermeidlich und im überwiegenden 
öffentlichen Interesse unabdingbar notwendig sind. In den Regionalen Grün-
zügen ist eine flächenhafte Besiedelung, in den Grünzäsuren ist eine Bebauung 
grundsätzlich nicht zulässig. Die regionalen Grünzüge einschließlich der Grün-
zäsuren sollen so entwickelt und gestaltet werden, dass diese nachhaltig die oben 
genannten Funktionen erfüllen können, zur Erhaltung und Gestaltung einer 
ausgewogenen Freiraumstruktur im Zuge der fortschreitenden Entwicklung von 
Stadtlandschaften und zu einer langfristigen Verbesserung der Umweltqualität im 
dichtbesiedelten Raum beitragen sowie die Gestaltungsmöglichkeiten des Raumes 
langfristig wahren.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanungen: Immissionsschutz, Natur/Land-
schaft, Verkehr, Ver- und Entsorgung 

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung natürlicher 
Kohlenstoffsenken, Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Immissionsschutz, Siedlung und Verkehr, Ver- und Entsorgung

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin 
Ministerium des Innern und für Sport Rheinland-Pfalz 2008: Landesentwick-
lungsprogramm (LEP IV). Mainz
Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe 2015: Regionaler Raumordnungsplan 
Rheinhessen-Nahe. Mainz



Handlungshilfe Klimawandelgerechter Regionalplan - Instrumentensteckbrief

Good Practice 2: Schutz und Entwicklung von Freiraumfunktionen 

                                durch Regionale Grünzüge – Flexibilisierung mit 

                                Regel-Ausnahme-Struktur 

 Bezeichnung Regionale Grünzüge

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch 
durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 
Satz 7 ROG)

„[...] es ist ein großräumig übergreifendes, ökologisch wirksames Freiraumver-
bundsystem zu schaffen.“ (§2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 5 ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] 
zu sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustel-
len.“ (§2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Ausgleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

Zum Schutz von Naturgütern, naturbezogenen Nutzungen und ökologischen 
Funktionen vor anderen Nutzungsarten oder Flächeninanspruchnahmen 
werden in den Regionalplänen Regionale Grünzüge, Grünzäsuren und Schutzbe-
dürftige Bereiche ausgewiesen. Sie konkretisieren und ergänzen die überregional 
bedeutsamen naturnahen Landschaftsräume im Freiraumverbund. Regionale 
Grünzüge sind größere zusammenhängende Freiräume für unterschiedliche 
ökologische Funktionen, für naturschonende, nachhaltige Nutzungen oder für 
die Erholung; sie sollen von Besiedlung und anderen funktionswidrigen Nut-
zungen freigehalten werden.

Datengrundlagen/ 
Abgrenzungskriterien

Grundlagendaten zum Siedlungsklima

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung (Regel)

Die in der Raumnutzungskarte festgelegten Regionalen Grünzüge sind Vorrang-
gebiete für den Freiraumschutz mit dem Ziel der Erhaltung und Verbesserung 
des Freiraumes und der Sicherung des großräumigen Freiraumzusammenhangs. 
Die Regionalen Grünzüge dienen der Sicherung der Freiraumfunktionen Boden, 
Wasser, Klima, Arten- und Biotopschutz, der naturbezogenen Erholung sowie 
insbesondere der land- und forstwirtschaftlichen Bodennutzung und Produkti-
on. Regionale Grünzüge dürfen keiner weiteren Belastung, insbesondere durch 
Bebauung ausgesetzt werden. Funktionswidrige Nutzungen sind ausgeschlossen.

Festlegung einer Ausnahme 
von der vorstehenden Regel

Die Erweiterung bestehender standortgebundener technischer Infrastruktur 
ist ausnahmsweise zulässig. Neue raumbedeutsame, auf den Außenbereich 
angewiesene privilegierte Vorhaben nach § 35 Abs. 1 BauGB, insbesondere der 
Land- und Forstwirtschaft, können in den Regionalen Grünzügen ausnahmswei-
se dann zugelassen werden, wenn diese einer bereits rechtskräftig bestehenden 
baulichen Anlage zugeordnet werden. Soweit eine Zuordnung von landwirt-
schaftlichen Produktionsstätten aus immissionsschutzrechtlichen Gründen 
nicht möglich ist, sind bei der Ansiedlung die landschaftlichen Gegebenheiten 
besonders zu berücksichtigen.
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Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/Landschaft, Personen des 
Privatrechts (insbesondere mit Vorhaben nach § 35 BauGB), Verkehr

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, landwirtschaftliche Nutzungen, Retentionsräume für den Wasser-
rückhalt, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, Sicherung von Wasserres-
sourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr, Personen des Privatrechts (insbesondere mit Vorhaben 
nach § 35 BauGB)

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg 2002: Landesentwicklungsplan 
2002 – Baden-Württemberg – LEP 2002. Stuttgart
Verband Region Stuttgart 2009: Regionalplan. Stuttgart
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Good Practice 3: Schutz von Freiräumen, die besiedelte 

                                Bereiche gliedern, durch Regionale Grünzäsuren – 

                                Flexibilisierung mit Regel-Ausnahme-Struktur 

Bezeichnung Grünzäsur

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, sowohl 
durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, 
die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„[...] es ist ein großräumig übergreifendes, ökologisch wirksames Freiraumverbund-
system zu schaffen.“ (§2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 5 ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ (§2 
Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Ausgleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

Zum Schutz von Naturgütern, naturbezogenen Nutzungen und ökologischen Funk-
tionen vor anderen Nutzungsarten oder Flächeninanspruchnahmen werden in den 
Regionalplänen Regionale Grünzüge, Grünzäsuren und Schutzbedürftige Bereiche 
ausgewiesen. Sie konkretisieren und ergänzen die überregional bedeutsamen natur-
nahen Landschaftsräume im Freiraumverbund. Grünzäsuren sind kleinere Freiräu-
me zur Vermeidung des Zusammenwachsens von Siedlungen und für siedlungsnahe 
Ausgleichs- und Erholungsfunktionen; sie sollen von Besiedlung und anderen 
funktionswidrigen Nutzungen freigehalten werden.

Datengrundlagen/ 
Abgrenzungskriterien

Grundlagendaten zum Siedlungsklima

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung (Regel)

Die in der Raumnutzungskarte gebietsscharf festgelegten Grünzäsuren sind vorge-
sehen als die besiedelten Bereiche gliedernde Freiräume. Andere raumbedeutsame 
Nutzungen sind in den Grünzäsuren ausgeschlossen, soweit sie mit der gliedernden 
oder ökologischen Funktion der Grünzäsuren nicht zu vereinbaren sind (Vorrangge-
biet zugunsten von Freiräumen).

Festlegung einer Ausnahme 
von der vorstehenden Regel

Die Erweiterung bestehender standortgebundener technischer Infrastruktur ist 
ausnahmsweise zulässig.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/Landschaft,  Verkehr, Ver- und 
Entsorgung

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, landwirtschaftliche Nutzungen, Retentionsräume für den Wasserrück-
halt, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Immissionsschutz, Siedlung und Verkehr, Ver- und Entsorgung

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, Um-
laufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg 2002: Landesentwicklungsplan 2002 – 
Baden-Württemberg – LEP 2002. Stuttgart
Verband Region Stuttgart 2009: Regionalplan. Stuttgart
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